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Stefan Gaitanides

Partizipation von Migranten/
innen und ihren Selbstorgani-
sationen

Ich beschäftige mich in meinem Vortrag 
schwerpunktmäßig mit der Einschätzung der 
Integrations- und Partizipationspotenziale von 
Migranten-Selbstorganisationen.

Zu Beginn meines Vortrages möchte ich 
kurz – und später ausführlicher – auf das über-
wiegend segregative Image der informellen 
privaten Netzwerken und Organisationen der 
Migranten-Communities in der öffentlichen 
Meinung eingehen. 

Trotz aller Bekenntnisse zu einem ressour-
cenorientierten Ansatz, trotz der gründlichen 
Kritik der Sozialwissenschaft an den defizit-
orientierten Klischeevorstellungen von der 
Migrantenbevölkerung halten sich in den 
Köpfen vieler Kommunalpolitiker, Pädagogen 
und sozialen Dienstleister  noch hartnäckig 
Vorstellungen von den verwandschaftlichen 
und landsmannschaftlichen Netzwerken und 
Organisationen, die mit den Begriffen „Tra-
ditionalismus“, „Abschottung“, „Getto“ und 
„Parallelgesellschaft“ assoziiert sind. Erinnert 
sei hier nur an die von dem Leitmedium „Der 
Spiegel“ losgetretene Debatte über das „Ende 
der Multikulturellen Gesellschaft“ und die Be-
schwörung von Schreckensvisionen vordemo-
kratischen Parallelgesellschaften (Der Spiegel 
14.4.97). In der späteren Debatte über die dop-
pelte Staatsbürgerschaft wurde allenthalben 
behauptet, die Bewahrung der Bindungen an 
die Herkunftsgruppe befördere inakzeptable 
Segregationsprozesse und Loyalitätskonflikte. 
Familie, Verwandtschaft und ethnische Com-
munity gelten in den dominanten öffentlichen 
Diskursen eher als Modernisierungsbremser 
und als Katalysatoren von Segregationsprozes-
sen denn als Stütze bei den schwierigen An-
passungsprozessen, ohne die  gleichberechtig-
te Teilhabe an den Ressourcen der modernen 
Gesellschaft nicht zu erreichen sei. 

Dem sechsten Familienbericht gebührt das 
Verdienst, einer größeren Öffentlichkeit den 
Paradigmenwechsel – weg von einer aus-
schließlich defizitären Betrachtung hin zu einer 
ressourcenorientierten Sichtweise – vorgestellt 
zu haben, der sich in großen Teilen der Fach-
wissenschaft bezüglich der privaten Netzwerke 
und Organisationen der Migranten/innen voll-
zogen hat (BMFSFJ 2000, S. 75ff). 

Informelle Netzwerke – Bedeutung 
von Familie und Verwandtschaft
Bevor ich meinen Hauptgegenstand – Struktur 
und Funktion der formellen Migrantenorga-
nisationen – behandle, möchte ich eine kurze 
Bemerkung über die wichtige Rolle der infor-
mellen Netzwerke – v.a. der verwandtschaft-
lichen – vorausschicken. Verwandtschaftliche 
Netzwerke sind auch die wichtigste Stütze der 
Migranten-Selbstorganisationen. Ihre Molekü-
le lagern sich gewissermaßen an die Vereine 
an. Sie sind wichtigstes Rekrutierungsmedium 
für die passive und aktive Mitgliedschaft.

Der sechste Familienbericht schätzt zurecht 
die tragende Rolle der verwandtschaftlichen 
Netzwerke bei der Bewältigung der Anpas-
sungsaufgaben in der Migrationssituation als 
sehr hoch ein.

Zusammenfassend lassen sich die Unterstüt-
zungspotenziale der Migrantenfamilien folgen-
dermaßen differenzieren (vgl. Nauck 2000/ Gai-
tanides 1999).
g Entgegen weit verbreiteter Stereotype fin-

den sich krasse und die Entwicklung der 
Kinder stark schädigende interkulturelle 
Generationskonflikte in keinem signifikant 
häufigeren Ausmaß als bei deutschen Fa-
milien. Die Generationen bewegen sich 
langsam aber stetig im „Konvoi“ auf die 
modernen Lebensverhältnisse zu – um ein 
treffendes Bild der Familienforscher zu ge-
brauchen. 

g Die Familienmitglieder unterstützten sich 
materiell in einem hohen Maße wechsel-
seitig.

g Die verwandtschaftlichen Netzwerke stellen 
ein „Soziales Kapital“ dar - durch die Ver-
mittlung von Wohn-, Ausbildungs-, Arbeits- 
und auch Heiratsgelegenheiten.

g Die protektive Zuwendung der Familienmit-
glieder und die Verlässlichkeit der Familien-
solidarität kann psychosozial stabilisierend 
wirken.

g Die Familie kann eine wichtige moralische 
Stütze bei der Bewältigung von Diskriminie-
rungserfahrungen sein.

Es liegt mir fern, hier ein romantisierendes Bild 
der „heilen Migrantenfamilie“  zu zeichnen. Als 
Soziologe verschließe ich nicht die Augen vor 
den Individualisierungszwängen unserer hoch-
komplexen, funktional ausdifferenzierten Ge-
sellschaft, die vor den Migrantenfamilien nicht 
halt machen. Dies zeigt sich u.a. an der zuneh-
menden Isolation älterer Migranten/innen und 
an der Situation immer mehr geschiedener 
bzw. alleinerziehender Frauen. Und natürlich 
gibt es auch viele Familien, deren rückwärts-
gewandte Problembewältigungsmuster sich 
dysfunktional auf die Entwicklungschancen 
der Kinder auswirken. Aber es ist  falsch, den 
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Eindruck zu verallgemeinern, den diese pro-
blematischen – oft aus Hilflosigkeit starr  an 
Traditionen festhaltenden – Familien vermit-
teln. Sie sind es aber in erster Linie, die in den 
Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit 
gerückt werden.

Nun zu meinem Thema: Struktur und Funkti-
on ethnischer Selbstorganisation von Migran-
ten/innen und ihr Beitrag zur Partizipation.

Formelle Netzwerke – Struktur und 
Funktion ethnischer Selbstorganisa-
tionen

Es ist sicher kein Zufall, dass die meisten Mig-
rantenorganisationen den ethnischen Rahmen 
als Ausgangspunkt wählen. Gut gemeinte Ver-
suche, multiethnisch zusammengesetzte Orga-
nisationen ins Leben zu rufen, stoßen nach wie 
vor auf wenig Resonanz.  Ob wir das gut finden 
oder nicht, der ethnische Rahmen scheint die 
Identität und die Mobilisierungskraft der Mig-
rantenvereine vorerst noch eher zu garantieren 
als ein multikultureller Organisationsansatz. 
Hier wäre mehr Realismus bei der Zuteilung 
öffentlicher Mittel angebracht. Die wenigen 
multikulturell zusammengesetzte Vereine, die 
eher bessergestellte, des Deutschen sehr kun-
dige Migrantenkreise ansprechen, werden klar 
bevorzugt (vgl. MASSKS/NRW 1999, S. 37f). 

Was lässt sich über die Struktur der 
Migrantenorganisationen sagen: 
Ich erspare mir die Referierung der unzulängli-
chen Versuche einer vollständigen Klassifizie-
rung der Migrantenorganisationen. Die äußere 
Klassifizierung kann auch irreführend sein, da 
die meisten Migrantenvereine eine multifunkti-
onale Bedeutung haben. Sportvereine können 
Sozialberatung machen und religiöse Verei-
ne Computerkurse anbieten. Kulturvereine 
– eigentlich für die Pflege der Heimatkultur ins 
Leben gerufen – bieten Deutschkurse an und 
Arbeitervereine Folklore. Ausgehend von der 
inhaltlichen Schwerpunktsetzung kann man 
grob in Sozial-, Kultur- und Sportvereine un-
terscheiden, wobei mit den Sozialvereinen im 
Wesentlichen die Arbeiter-, Eltern- und berufs-
ständischen Vereine gemeint sind. Zu den Or-
ganisationen, die sich die Pflege der Heimat-
kultur zum Ziel gesetzt haben, zählen neben 
den landsmannschaftlich orientierten auch die 
religiösen Vereinigungen. 

Nach der letzten im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung von 
2001 von Marplan und Polis durchgeführten 
Repräsentativerhebung waren zum Untersu-
chungszeitpunkt 29 Prozent der Türken, 27 Pro-
zent der Griechen, 25 Prozent der Italiener und 
17 Prozent der ehemaligen Jugoslawen in eth-

nischen Vereinen organisiert. Gegenüber der 
Vergleichsuntersuchung von 1995 hatte der Or-
ganisationsgrad der Türken und Italiener leicht 
zugenommen und derjenige der Griechen und 
Ex-Jugoslawen leicht abgenommen  (BMAS 
2002, Tabellenband, Tab. 7.10, S. 107). 

Die bisher aufwendigste und repräsentativs-
te Untersuchung über Migranten-Selbstorga-
nisationen, eine 1997 in NRW durchgeführte 
Befragung, ergab ähnliche, leicht geringere Or-
ganisationsgrade. Bei der NRW-Untersuchung 
wird deutlich, dass die Vereinsentwicklung 
bei alteingesessenen Migrantennationalitäten 
keineswegs abnimmt. Im Gegenteil, die haupt-
sächlich in den 60er und 70er-Jahre zugewan-
derten Anwerbenationalitäten sind besser or-
ganisiert als die erst in den 90ern in größeren 
Mengen eingewanderten außereuropäischen 
Flüchtlingsnationalitäten (vgl. MASSKS/NRW 
1999, S.32). Mit der Länge des Aufenthaltes 
scheinen auch die Ressourcen für die Orga-
nisationsbildung zu wachsen. Trotz ständiger 
Erneuerung durch Neuzuwander/innen findet 
bei den älteren Einwandererorganisationen 
eine Transformation durch Generationswech-
sel statt und eine Verlagerung der Themen 
von den Heimatbezug auf die Integrationsper-
spektive, eine Integrationsperspektive freilich, 
die nicht mit Aufgabe der tradierten ethischen 
Identität und Kultur gleichgesetzt wird. 

Hinzu kommen neue berufsständische Ver-
einstypen. Selbstständige und akademische 
Berufe organisieren sich in Verbänden, um sich 
durch die Bildung ethnischer Netzwerke beruf-
lich besser behaupten zu können. Sie koope-
rieren gewöhnlich auch mit den traditionellen 
Vereinstypen und verstärken dadurch deren 
Ressourcen an ökonomischen, kulturellem und 
sozialem Kapital. 

Welche integrativen/segregativen 
und partizipativen Funktionen haben 
Migranten-Selbstorganisationen ?

Summa summarum fördern Migrantenver-
eine nach der Einschätzung der Autoren der 
NRW-Studie in ihrer überwiegenden Zahl die 
Formierung von abgeschotteten Parallelgesell-
schaften eher nicht – ganz im Gegensatz zu ver-
breiteten stereotypen Vorstellungen. Sie hätten 
eher eine „grenzauflösende“ Brückenfunktion 
und entwickelten sich immer mehr von her-
kunftsland-fixierten Vereinen zur Bewahrung 
der ethnischen Identität zu innovativen und 
kooperationsbereiten Akteure/innen einer mul-
tikulturellen Zivilgesellschaft (MASSKS/NRW 
1999, S, 70).

Die Migranten-Selbstorganisationen versu-
chen beides:  

Sie entwickeln Angebote zur Weitergabe und 
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Entwicklung der ethnischen Kulturen und er-
greifen gleichzeitig Integrationsinitiativen. Sie 
bauen Brücken zum Herkunftsland genauso 
wie zum Aufnahmeland. So fordert beispiels-
weise der Bund türkischer Vereine in Berlin und 
Brandenburg und die „türkische Gemeinde in 
Deutschland“ nicht nur eine Verbesserung des 
muttersprachlichen Unterrichtes und in Berlin 
den Erhalt des dortigen Schulmodells zwei-
sprachiger Alphabetisierung, er propagiert 
gleichzeitig auch eine besseren Zweitsprachen-
vermittlung im Elementarbereich. Die türkische 
Gemeinde geht sogar so weit, die Kindergar-
tenpflicht verlangen, damit die Migrantenkin-
der eine bessere Chance bekommen, Deutsch 
zu lernen. Integration und ethnische Selbst-
organisation schließen sich gegenseitig nicht 
aus. Dieser Meinung sind auch die Autoren ei-
ner Untersuchung über die „Ausländervereine 
in Berlin“.

„So viel Anhaltspunkte es dafür gibt, dass die 
ethnischen Eigenorganisationen als Schleuse 
in die Aufnahmegesellschaft funktionieren, so 
wenig Anhaltspunkte gibt es dafür, dass sie zur 
Falle werden und auf den Weg einer segregier-
ten Ghettoexistenz führen helfen. Ein Zusam-
menhang zwischen Resonanz des ethnischen 
Vereinslebens und ethnischer Segregation ist 
nicht erkennbar, im Gegenteil: Vereinsnähe 
geht zusammen mit besserer Sozialvernetzung, 
höherer Problemlösungsfähigkeit, besserem 
Zugang zum öffentlich-politischen Leben der 
Aufnahmegesellschaft.“ 
(Fijalkowski/ Gillmeister 1997, S. 294)

Die Migranten-Selbstorganisationen tragen 
entschieden zur Bewältigung von Integrations-
problemen bei. Darauf verweisen meine exem-
plarische Recherchen für den sechsten Fami-
lienbericht (Gaitanides 1999) genauso wie die 
Ergebnisse der angeführten Befragungen.

Migranten-Selbstorganisationen sind – wie 
schon erwähnt – selten spezialisiert. Sie haben 
meistens einen ganzheitlichen, multifunktiona-
len Ansatz.
g Sie dienen als Anpassungsschleuse für 

Neuzuwander/innen durch die Abfederung 
des Kulturschocks und den Kontakt zu Mul-
tiplikatoren, die in die neue Umgebung ein-
führen („Integration durch Binnenintegrati-
on“ – Elwert 1982).

g Durch die Pflege des „kulturellen Kapitals“ 
der Herkunftsgesellschaft erhalten und ver-
mehren sie die Optionen ihrer Mitglieder in 
einer sich globalisierenden und interkultu-
rell mischenden Welt.

g Sie stützen die individuelle und kollektive 
Identität in einer die Identität schwächen-
den Minderheitensituation.

g Sie bieten eine Chance zur Selbstverwirkli-
chung und Selbstbestätigung, wie zur Ent-

wicklung von sozialen Handlungskompeten-
zen, die unter den restriktiven Bedingungen 
des Arbeitslebens der meisten Migranten/
innen nicht zur Entfaltung kommen: „Indi-
viduen (so der prominente amerikanische 
Kommunitarist Michael Walzer) sind stär-
ker, zuversichtlicher und gewitzter, wenn sie 
an einem Gemeinschaftsleben teilnehmen, 
wenn sie für andere verantwortlich sind “ 
(Walzer 1998, S.126f). 

g Sie fördern die Vernetzung „sozialen Kapi-
tals“, indem sie erfolgreiche und qualifizier-
te Repräsentanten ihrer Community an sich 
binden und nutzen deren Kenntnisse und 
Verbindungen. Aber auch diese nutzen die 
Selbstorganisationen zur Ausweitung ihrer 
Klientel (vgl. Hadeed 2000, S. 74:  30 % Mit-
glieder der untersuchten niedersächsischen 
ethnischen Vereine waren Akademiker).

g Sie aktivieren die private Selbsthilfe, indem 
sie eine kommunikative Gelegenheiten bie-
ten für die Pflege und Entwicklung informel-
ler Netzwerke, die über verwandtschaftliche 
Beziehungen hinausgehen.

g Sie füllen mit ihren ehrenamtlichen Dienst-
leistungen Versorgungslücken.

g Sie fördern die präventive Daseinsvorsor-
ge durch Informationsveranstaltungen zu 
Gesundheits-, Erziehungs-, Bildungs-, Aus-
bildungsfragen und die Vermittlung an die 
Sozialen Dienste und Versorgungseinrich-
tungen.

g Sie sind wichtige Ansprechpartner/innen 
in Konfliktsituationen für die kommunale 
Verwaltung und Politik, da sich bei ihnen 
Opinionleaders versammeln, die einen pri-
vilegierten Zugang zur Community-Öffent-
lichkeit haben.

g Sie verstärken die soziale Kontrolle in Vier-
teln, in denen die Nachbarschaftskontrolle 
durch Individualisierungsprozesse fast völ-
lig verschwunden ist. Dies kann anomischen 
Entwicklungen vorbeugen helfen. In der 
Öffentlichkeit werden eher die negativen 
Aspekte von Nachbarschaftskontrolle her-
vorgehoben, wenn es sich um Migranten/
innen handelt – nämlich die Einschränkung 
individueller Freiheiten durch traditionelle 
Gruppenerwartungen. Jürgen Friedrichs 
und Jörg Blasius verweisen in einer Un-
tersuchung über die subkulturelle Lebens-
welten benachteiligter Stadtgebiete auf die 
vergleichsweise geringere Akzeptanz devi-
anten Verhaltens bei der türkischen Viertel-
bevölkerung und kommen zu dem Schluss, 
dass – ganz im Gegensatz zu den bekann-
ten stereotypen Zuschreibungen – die tür-
kischen Bewohner/innen in den untersuch-
ten benachteiligten Wohngebieten eher als 
ein „stabilisierender Faktor“ angesehen 
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werden können (Friedrichs/Blasius 2000, S. 
195).

g Die Migranten-Selbstorganisationen entwi-
ckeln sich darüber hinaus immer mehr zu 
Organen der Interessenvertretung und des 
interkulturellen Dialogs. Sie mischen sich 
als „Stimme“ der Migranten/innen unter 
die vielen Stimmen der Zivilgesellschaft, 
lassen sich in kommunale Gremien (Aus-
länderbeiräte) wählen und stellen somit 
ein immer wichtiger werdendes Element 
der demokratischen Willensbildung dar 
– mit wachsenden Gewicht, je mehr ihre 
Stimmenzahl durch den Erwerb der staats-
bürgerlichen Rechte zunimmt. Insofern för-
dern sie die Entwicklung kollektiver Hand-
lungskompetenz (community power). Die 
Migranten/innen sehen zwar ihre Interessen 
in der Öffentlichkeit nirgendwo gut vertre-
ten, den Selbstorganisationen bringen sie 
aber das verhältnismäßig meiste Vertrauen 
in die Vertretung ihrer Interessen entgegen 
– noch vor den Ausländerbeiräten und den 
Gewerkschaften (NRW Studie 1999, Sauer 
2001, S. 69, Abb. 6)

g Völlig unbemerkt bleibt ein positiver As-
pekt der sonst so negativ bewerteten Hei-
matland-Orientierung. Vor allem die Re-
gionalvereine sammeln nicht selten Geld 
für humanitäre Projekte in ihren Heimat-
gemeinden. So haben beispielsweise die 
türkischen Vereine sehr viel Geld für die 
Erdbebenopfer von 1999 gesammelt. Und 
ich erinnere mich aus meiner eigenen Tä-
tigkeit im „Griechischen Haus München 
Westend“ an die Spendensammlung eines 
Beiratsmitglieds, der seinem Heimatdorf 
eine Bibliothek und eine Gesundheitssta-
tion mit Spenden einrichten half. Oft sind 
die ethnischen Vereine erste Anlaufstelle 
für mittelständische Unternehmer des Her-
kunftslandes, die transnational operieren 
und in Deutschland investieren wollen. Sie 
können dadurch indirekt zur Mehrung der 
Arbeitsplätze in Deutschland beitragen (vgl. 
Projekt IMPULSO der spanischen Weiter-
bildungsakademie in Zusammenarbeit mit 
dem Netzwerk spanischer Vereine zur För-
derung transnational operierender Selbst-
ständiger - AEF 2001). 

g Schließlich attrahieren ihre Kulturprogram-
me und Sprachkurse in der Herkunftsspra-
che auch Deutsche, die  - aus welchen Grün-
den auch immer – ein besonderes Interesse 
für das Herkunftsland bzw. die Herkunfts-
kultur entwickelt haben (bikulturellen Ehen, 
Freundschaften, nachhaltige Reiseerlebnis-
se, Deutsche mit zweitem Wohnsitz im Her-
kunftsland).

Die starke Herkunftsland-Orientierung der Mig-
ranten-Selbstorganisationen in der Vergangen-
heit muss auch im Zusammenhang mit der bis 
zum Ende des Jahrtausends durchgehaltenen 
Doktrin, die BRD sei kein Einwanderungsland,  
und den hohen Einbürgerungshindernissen 
gesehen werden. In Großbritannien sind die 
meisten Einwanderer – auf Grund früherer 
Commonwealth-Privilegien – eingebürgert. 
Ihre Selbstorganisationen sind daher viel stär-
ker als die deutschen Migranten-Selbstorga-
nisationen mit den sozialen Integrations- und 
den politischen Partizipationsproblemen der 
ethnischen Einwanderungsminoritäten be-
fasst. Die politischen Teilhaberechte verschaf-
fen ihnen in der Öffentlichkeit mehr Respekt als 
in Deutschland, wo sich viele Vereinsvertreter 
über einen eklatanten Mangel an Interesse 
und ernst gemeinten Partizipationsangebo-
ten  beklagen. Dies lässt sich sehr gut durch 
eine Untersuchung belegen, deren Autoren 
Äußerungen von „Sprechern“ der Migranten-
Selbstorganisationen in der seriösen Presse im 
Ländervergleich inhaltsanalytisch ausgewertet 
haben ( Koopmans/Statham 1998, vgl. auch 
Jungk 2001, S. 84). 

Es bleibt zu hoffen, dass durch die rechtlich 
nunmehr verbesserten Einbürgerungsmöglich-
keiten und die Anerkennung der Bundesrepub-
lik als Einwanderungsland sowie durch die Ver-
abschiedung des Einwanderungsgesetzes die 
Integrationsneigung der Migranten-Selbsorga-
nisationen einen Schub erfahren wird und dass 
der Selbstorganisationsszene als zukünftiger 
Mobilisierungsfaktor für Wählerstimmen mehr 
öffentliche Aufmerksamkeit geschenkt und die 
Infrastruktur stärker öffentlich gefördert wird. 

Bringschuld der aufnehmenden Ge-
sellschaft bezüglich der Integration 
und Partizipation der Migranten-Selb-
storganisationen

Von Seiten der Mehrheitsgesellschaft wur-
den die Migranten-Selbstorganisationen in 
Deutschland bisher eher stiefmütterlich be-
handelt.
g Nach Aussage befragter Repräsentanten 

von Migranten-Selbstorganisationen wie 
nach dem Urteil von Experten in der Ver-
waltung in Niedersachsen werden die Leis-
tungen der Migranten-Selbstorganisationen 
in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen. 
Und selten nur würden sie in kommunale 
Planungsprozesse als gleichberechtigte Ge-
sprächspartner/innen mit einbezogen – mit 
örtlichen Ausnahmen (vgl. Hadeed 2000, S. 
118f).

g Die finanzielle Förderung ist äußerst dürf-
tig (im Unterschied zu der Migrationsarbeit 
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der Verbände und herkunftsheterogenen, 
professionalisierten – meist von Deutschen 
Initiativen gegründeten – Vereinen). 

Die prekäre Finanzsituation der Selbstorga-
nisationen ergibt sich nicht nur aus dem ge-
ringen Umfang der Sondermittel für Migran-
tenvereine, sie ist auch eine Folge eben dieser 
Sonderbehandlung. Bisher war ihnen der Zu-
gang zu den – auf mehrere städtische Ressorts 
verteilten – Etatmitteln meist verschlossenen, 
bzw. konnten diese nicht ausgeschöpft werden 
mangels Know-how und weil die kommunalpo-
litische Lobby dafür fehlte. 

Um die Förderung der Migrantenorganisati-
onen zu einer Querschnittsaufgabe aller städti-
schen Ressorts zu machen, um ihnen die Etats 
für Sport- und Vereinsförderung, den Selbst-
hilfefond, die Mittel für Soziokulturarbeit und 
Jugendhilfe usw. zu erschließen, ist die Stadt 
Essen von der bescheidenen Förderung durch 
den Sondertopf des Ausländerbeirates abge-
rückt. Die Essener Stadtverwaltung hat durch 
die Gründung eines von der Kommune aner-
kannten Dachverbandes von Migrantenverei-
nen die formale Möglichkeit geschaffen, dass 
diese nunmehr überall Projektmittel auf dem 
für deutsche Vereine üblichen Weg beantragen 
können. Dies hat außerdem den erwünschten 
Nebeneffekt, dass sich die Vereinsvertreter nun 
besser untereinander austauschen und koordi-
nieren müssen. Jetzt kommen sie auch in nä-
heren Kontakt mit den demokratisch gewählten 
Gremien und der Verwaltung, wodurch – so die 
Hoffnung – wechselseitige  Lernprozesse ange-
stoßen werden (vgl. Schweitzer 2001, S. 40f).

Neben der oben erwähnten bisherigen wahl-
taktischen Unbedeutsamkeit von Vereinen, die 
über kein Wählerpotenzial verfügen und der 
nichtexistenten politischen Lobby dürften auch 
die schon erwähnten stereotypen Vorstellun-
gen von der Abschottungsfunktion ethnisch-
homogener Vereine und Befürchtungen deren 
Unterwanderung durch politische und religiöse 
Extremisten diese stiefmütterliche Behandlung 
erklären. Leider geben einige nationalistische 
und religiös-extremistische Selbstorganisati-
onen Anlass zur Verbreitung solcher Images. 
Deshalb sollte man auch Selbstorganisationen 
nicht unkritisch unterstützen – ohne Prüfung 
der Demokratieverträglichkeit. Geprüft werden 
sollte dabei nicht nur die nach außen gekehr-
ten Fassade sondern auch die tatsächlichen 
Aktivitäten. Allerdings dürften hierbei keine 
strengeren Maßstäbe als bei deutschen Orga-
nisationen angelegt werden – was in der Praxis 
häufig der Fall zu sein scheint. Oft genügen den 
Geldgebern bloße Gerüchte oder bloßer Ver-
dacht, um Anträge abzulehnen.

Die Vernachlässigung der öffentlichen Förde-
rung erschwert die Ausschöpfung der Selbst-

hilfepotenziale der Vereine. Es wäre eine fata-
le Fehleinschätzung von Seiten der Politik, zu 
hoffen, ehrenamtlich tätige Migranten/innen 
könnten zum Nulltarif auffangen, was derzeit 
an professionellen Hilfen durch Einsparungen 
abgebaut wird. Ohne Semi-Professionalisie-
rung und Qualifizierung der ehrenamtlichen 
Aktiven und Bereitstellung von Projektmitteln 
und Räumen kann die Qualität der Angebote 
kaum verbessert werden und leidet die Kon-
tinuität der Arbeit. Ebenso erschwert die Be-
schränkung auf Ehrenamtliche den Kontakt mit 
den Netzwerken der sozialen Berufe (Arbeits-
kreise tagen zur Arbeitszeit) und der öffentli-
chen Verwaltung. Es fehlt an Infrastrukturen, 
die das Bürgerschaftliche Engagement der Mi-
granten/innen prosperieren lassen. 

Einzelne Bundesländer (Berlin, NRW) haben 
immerhin einen Anfang gemacht und Pro-
jektmittel auf Landesebene für ausgesuchte 
Selbstorganisationen zur Verfügung gestellt. 
Im Auftrag der Landesregierung hat das „Lan-
deszentrum für Zuwanderung NRW“ Schu-
lungen für Multiplikatoren aus Migrantenver-
einen durchgeführt. Außerdem wurde eine 
landesweit operierende Beratungsstelle unter 
Trägerschaft des DPWV eingerichtet, die die 
Migranten-Selbstorganisationen in allen ein-
schlägigen rechtlichen und finanzierungstech-
nischen Fragen sowie bei der Organisations-
entwicklung berät und schult (Fachberatung 
Migranten-Selbsthilfe, DPWV NRW, Bochum). 
Qualifikationsbedarf besteht v.a. in den Berei-
chen Finanzierung, Finanzverwaltung, Vereins-
recht, kommunale Strukturen, Öffentlichkeits-
arbeit und Methoden der Gruppenpädagogik 
wie der Erwachsenenbildung. Internationale 
Erfahrungen – z.B. in Großbritannien – spre-
chen dafür, dass Qualifizierungsmaßnahmen 
für die Förderung der Migranten-Selbstorgani-
sationen strategisch fast noch wichtiger sind 
als die Bezuschussung durch Sondertöpfe, weil 
die Multiplikatoren der Selbstorganisationen 
dadurch lernen, bisher ungenutzte allgemeine 
Finanzierungswege für ihre Organisationen 
gangbar zu machen (Jungk 2001, S. 85).

Auf kommunaler Ebene gibt es hier und da 
vorbildliche Beispiele der Qualifizierung von 
Multiplikatoren aus den Migranten-Commu-
nities und ihrer Einbindung in Integrations-
projekte und Partizipationsinitiativen. Einige 
dieser Initiativen sind – trotz hervorragender 
Arbeit - wegen der Kürzungen stark gefährdet.
g Z.B. das Projekt „Ausbildungsorientierte 

Elternarbeit mit Migrantenfamilien“ des 
Amtes für Multikulturelle Angelegenheiten 
in Frankfurt, in dem Multiplikatoren für die 
Aufklärung ihrer Zielgruppe über Berufe 
und Berufsausbildungswege unter hohem 
Mittelaufwand geschult und eingesetzt 



E&C-Zielgruppenkonferenz „Interkulturelle Stadt(teil)politik“
Dokumentation der Veranstaltung vom 8. und 9. Dezember 2003 Berlin

29

werden. Hier ergibt sich auch ein intereth-
nischer Vernetzungseffekt unter den betei-
ligten Migrantenorganisationen.

g Die Leitstelle für Zusammenleben der Stadt 
Offenbach bildet u.a. auch Multiplikatoren 
der Vereine als interkulturelle Mediatoren 
aus.

g Das Kulturzentrum „Schlachthof“ in Kassel,  
bildet ehrenamtliche Mediatorinnen und in-
terkulturelle Mittlerinnen aus. 

g Das Ethnomedizinische Zentrum Hannover 
in Zusammenarbeit mit drops-Hannover 
hat 1996 ein Projekt zur Sucht-Prävention 
gestartet, das u.a. Multiplikatoren aus den 
MSO für Aufklärungskampagnen schult und 
anleitet (ISH – www.interkulturelle-Suchthil-
fe.de).

g Aus Anlass des neuen Staatsbürgerschafts-
rechtes wurde von der Fachhochschule 
Köln mit Unterstützung der Bundeszentrale 
für politische Bildung (FB Sozialarbeit, Prof. 
H. Storz) ein „Multiplikatoren-Seminar zum 
neuen Staatsbürgerschaftsrecht“ (MUS-
STAR) durchgeführt, bei dem auch gezielt 
Vereinsvertreter angesprochen wurden 
(Reißlandt 2002, S. 187f). Die Bundeszen-
trale will sich überhaupt in Zukunft stärker 
an die Migranten-Selbstorganisationen 
wenden und stellt Überlegungen an, sie als 
Träger politischer Bildung anzuerkennen 
– vorausgesetzt sie halten sich an „einen 
demokratischen Minimalkonsens“ (Gröf 
2002, S. 143). Viele Vereine haben von dem 
Angebot Gebrauch gemacht und entspre-
chende Einbürgerungskampagnen durch-
geführt (z.B. die Alevitenvereine, Navend 
als Bildungsträger der kurdischen Szene).

Letztere Initiative gibt mir das Stichwort zu ei-
ner abschließenden Bemerkung:

Die bisherigen Partizipationsdefizite der Mi-
granten-Selbstorganisation sind nicht nur de-
ren angeblicher Neigung zur Selbstisolation 
geschuldet, sie resultieren zum größeren Teil 
aus der nicht erfolgten Öffnung der Mehrheits-
gesellschaft und ihrer politischen Repräsentan-
zen.

Die Partizipationsdefizite sind vor allem eine 
Folge der bis zum Ende des Jahrtausends ge-
pflegten Lebenslüge, die BRD sei „kein Ein-
wanderungsland“ und eine Folge der daraus 
abgeleiteten hohen Einbürgerungshürden. 
Diese Hürden sind durch das neue Einbürge-
rungsrecht zum Teil abgebaut worden. Aber 
noch immer verbleibt als größtes Einbürge-
rungshindernis der Verweigerung der doppel-
ten Staatsbürgerschaft. Dies Hindernis wirkt 
sich v.a. für die in den ethnischen Vereinen 
stark repräsentierten erste Einwanderergene-
ration aus, die noch eine starke Heimatbindung 
hat. Aber auch ohne Einbürgerung könnten po-

litische Mitbestimmungsmöglichkeiten für Mi-
granten/innen wenigstens auf der kommunal-
politischen Ebene eingeräumt werden: durch 
die Einführung des kommunalen Wahlrechts 
für Nicht-EU-Einwanderer. Unser Nachbarland 
Niederlande macht uns das vor.

Die Reserve der Politik und der Verwaltung 
gegenüber den Migranten-Selbstorganisatio-
nen resultiert zudem aus einem impliziten as-
similatorischen Integrationsverständnis. Aus 
der Perspektive der Betroffenen ergibt sich kein 
Widerspruch zwischen der doppelten Aufgabe, 
das kulturelle Erbe weiterzugeben, bzw. den 
Kontakt zum Herkunftsland zu pflegen und der 
Aufgabe, sich an die Überlebens-Imperative der 
aufnehmenden Gesellschaft anzupassen, bzw. 
aktiv in das politische Gemeinwesen einzu-
bringen. In den Köpfen der Kommunalpolitiker 
sollte der fällige Paradigmenwechsel endlich 
vollzogen werden – weg von der Assimilations-
ideologie - hin zur Akzeptanz der vielfältigen 
Subkulturen und Identitäten in einer multikul-
turellen Demokratie. In Anbetracht der Globa-
lisierung sollten die Einwanderer-Communities 
auch als wichtige Brückenköpfe transnationaler 
Netzwerke erkannt und gefördert werden.
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Anhang Folien:

Typologien von Migranten-Selbstorganisationen

Typologie von MSO von Fijalkowsky/Gillmeister (1997:110f) :
ethno-solidarische/ ethno-traditionelle/ ethno-private/ exil- und diaspora-politisch orientierte/ 
ethno-politische
Typologie von Boll (1996: 55f): 
Selbsthilfegruppen/ Selbsthilfevereine/ Selbsthilfe(Dach)organisationen/ multikulturelle Orga-
nisationen
Typologie Zentrum für Türkeistudien/ Inst. für Politikwissenschaft der Universität Münster 
(MASSKS/NRW 1999, S. 2): 
herkunftshomogene und herkunftsheterogene Zusammenschlüsse von Zuwander/innen

Strukturdaten von Migranten-Selbstorganisationen (NRW 1997)

hochgerechneter Anteil der Mitglieder an der Wohnbevölkerung

europäische  21 %
afrikanische   12 %
lateinamerikanische 11 %
asiatische   10 %
davon aktive Mitglieder : 21 %

Rangfolge nach Organisationsgrad: 
nichtmuslimische: 1. Griechen 2. Italiener 3. Spanier 
muslimische: 1. Türken (mit großem Abstand) 2. Kurden 3. Bosnier 4. Marokkaner

Altersstruktur
bis 18 Jahre 10 %
19 bis   40 Jahre 43 %
41bis   55 Jahre 33 %
56 und älter  14 %

Frauenanteil : 45 % (entsprechend dem WB-Anteil)

Eigenmittelfinanzierungsanteil: 72 %

(verzerrt durch die Herkunftsheterogenen Selbstorganisationen, die überdurchschnittlich häufig 
Vollmitglieder von Wohlfahrtverbänden sind – v.a. des DPWV)

Nur 19 % gaben an, festangestellte Mitarbeiter/innen zu  beschäftigen. 
(davon fielen 58 % auf die herkunftsheterogenen Organisationen)

Angebote von Migranten-Selbstorganisationen

Migranten-Selbstorganisationenin NRW Erhe-
bung 1997 außer nebenstehende

türkische,kurdische,bosnische, jugoslawisch
e,magrebinische Migranten-Selbstorganisa-
tionen

Angebote i v. H. Angebote i v. H.

Kultur 90 Kultur 73

Begegnung 86 Freizeitgest. 62

Integration 67 Beratung 62
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Beratung 62 Sport 61

Bildung 59 Betreuung 55

Betreuung 52 Religion 52

Sport 41 Bildung 44

Politik 26 Hilfe 44 

Gesundheit 23 Gesundheit 21

Religion 21

Sonstiges 17 Sonstiges 19

Quelle: Zentrum für Türkeistudien, Essen/Institut für Politikwissenschaft der Universität Münster 
(MASSKS/NRW)(1999): Selbstorganisationen von Migrantinnen und Migranten in NRW, Düssel-
dorf, Tab S. 44 u. 115

Funktionen der Migranten-Selbstorganisationen (Gaitanides)

g Anpassungsschleuse für Neuzuwander/innen – Abfederung des Kulturschocks, Einführung 
in die fremde Umgebung

g Pflege und Entwicklung der Herkunftskultur, Weitergabe an die nachwachsenden Generati-
onen (kulturelles Kapital)

g Identität stützende Funktion in einer die Identität stark belastenden Minderheitensituation

g Stärkung der individuellen und kollektiven Handlungsfähigkeit (empowerment)

g Netzwerkbildung (soziales Kapital)

g Dienstleistungsfunktion (Beratung, Begleitung zu Behörden, außerschulische Hilfen)

g Informations- und Bildungsfunktion ( Infoabende, Sprachkursangebote, Elternbildung 
usw.)

g Brücke zur Mehrheitsgesellschaft und den kommunalen Akteure/innen (Ansprechpartner/in-
nen für Konflikte)

g Prävention von Devianz durch Verstärkung der sozialen Kontrolle

g Interessenorganisation und Förderung des zivilgesellschaftlichen Engagements

g Brücke zum Herkunftsland in einer sich globalisierenden Welt

Finanzielle Förderung von Migranten-Selbstorganisationen – Vergleich U.K. 
und BRD

Die Stadt Essen, die für deutsche Verhältnisse eher überdurchschnittlich fördert, gab im Haus-
haltsjahr 2000 150 000.-DM an Fördermitteln für  die insgesamt circa 100 Essener Migrantenver-
eine aus (Zuschüsse für Veranstaltungen und Raumkosten) 
(Schweitzer, Helmuth (2001): Partizipation von Migranten/innen an kommunalen Planungspro-
zessen. Das Beispiel der Stadt Essen. In: Zeitschrift für Migration und soziale Arbeit, 3+4/2001, 
S. 39-43,S. 39)  
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Der einkommensschwache Verwaltungsbezirk Islington im Londoner East-End (175 000 Einwoh-
ner/innen) unterstütze 1996 ebenfalls circa 100 Organisationen von Einwanderern mit umgerech-
net 1,7 Mio Pfund, wodurch auch die Einstellung von qualifiziertem Personal -  zur Verbesserung 
der Qualität der Angebote und zur Aufrechterhaltung der Organisationskontinuität – ermöglicht 
wird. 
(Gaitanides: Erkundungen beim Chief Officer der lokalen „Race Equality Unit“ Stavrinos anläß-
lich eines Forschungsaufenthaltes) 

Gründe für die Vernachlässigung der MSO durch Politik und Verwaltung und 
ihre Einflußlosigkeit

g Geringes Stimmenpotential: kommunalpolitische Teilhaberechte nur für EU-Ausländer/in-
nen, geringe Zahl Eingebürgerter durch hohe Einbürgerungshürden

g Segregations-Verdacht

g Radikalismus-Verdacht 

g Schwächung der Selbstorganisationslobby durch Zersplitterung

g Informationsmängel, schlechte räumlich u. personelle Ausstattung 

Kontakt:
Prof. Dr. Stefan Gaitanides
Fachhochschule Frankfurt a.M.
Nibelungenplatz 1
Gebäude 10
60316 Frankfurt a.M.
Fon: 069-1533-2873
Email: gaita@fb4.fh-frankfurt.de




